
TREIT 3/93 

Vorlagebeschluß 
BAG, § 4 LGleichstellungsG Bremen, Art. 3 
GG, Art. 2 Richtlinie 75/207 / EWG 
Quotenregelung 

Der Senat ist der Auffassung, daß eine den öffent­
lichen Dienst betreffende Quotenregelung, die eine 
Bevorzugung von Frauen nur bei gleicher Qualifika­
tion vorsieht, grundsätzlich mit höherrangigem natio­
nalem Recht vereinbar ist, insbesondere nicht gegen 
Art. 3 verstößt. 

Der Senat neigt weiter zu der Annahme, daß 
auch das hier zu beachtende europäische Gemein­
schaftsrecht einer solchen Regelung nicht entgegen­
steht. 
Beschluß des Bundesarbeitsgericht vom 22.06.93 - 1 AZR 
590/92 

Pressemitteilung r. 19 /93: 
Das Bundesarbeitsgericht hatte über die Wirk­

samkeit von § 4 des Gesetze zur Gleichstellung von 
Frau und Mann im öffentlichen Dienst des Landes 
Bremen (Landesgleichstellung gesetz) vom 20. o­
vember 1990 zu entscheiden. Danach sind im öffent­
hchen Dienst Frauen bei Übertragung der Tätigkeit 
emer höheren Vergütungsgruppe bei gleicher Quali­
fikation wie ihre männlichen Mitbewerber vorrangig 
zu berücksichtigen, wenn sie unterrepräsentiert sind. 

Der bei der b~~lagten Stadt beschäftigte Kläger 
hatte sich um die Ubertragung einer ausgeschriebe­
nen Beförderungsstelle beworben. achdem der Per-
onalrat die Zu timmung zu der vom Arbeitgeber 

zunächst beabsichtigten Besetzung der Stelle mit dem 
Kläger verweigert hatte, wurde die Sache der zustän­
digen Einigungsstelle vorgelegt. Diese lehnte die Zu­
stimm ungsersetzung ab mit der Begründung, daß 
von gleicher Qualifiktion des Klägers und einer Mit­
bewerberin auszugehen sei und der weiblichen Be­
werberin nach dem Landesgleichstellungsgesetz der 
Vorrang gebühre. Der Kläger, der im übrigen die 
Richtigkeit der Eignungsbeurteilung bestreitet, sieht 
darin eine unzulässige Diskriminierung und hat die 
Ver~rteilung der Beklagten beantragt, ihm die ausge­
schnebene Stelle zu übertragen, hilfsweise Schaden­
ersatz zu leisten. Beide Vorinstanzen haben die Klage 
abgewiesen. 

Nach Ansicht des Senats hält die Eignungsbe­
urteilung beider Bewer~er der nur eingeschränkt zu­
lä igen gerichtlichen Uberprüfung stand. Danach 
kommt es für die Entscheidung des Rechtsstreits 
maßgeblich auf die Wirksamkeit von § 4 Landes­
gleichstellungsgesetz an, da anderenfalls in der Bevor­
zu_gun_g ~er weiblichen Bewerberin eine unzulässige 
D1sknm1merung des Klägers wegen seines Ge­
schlechts liegen könnte. Der Senat ist der Auffassung, 
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daß eine den öffentlichen Dienst betreffende Quo­
tenregelung, die eine Bevorzugung von Frauen nur 
bei gleicher Qualifikation vorsieht, grundsätzlich 
mit höherrangigem nationalem Recht vereinbar ist 
insbesondere nicht gegen Art. 3 GG verstößt. Der Se: 
nat neigt weiter zu der Annahme, daß auch das hier 
zu beachtende europäische Gemeisnchaftsrecht einer 
solchen Regelung nicht entgegensteht. Da diese Aus­
legung des Gemeinschaftsrechts jedoch noch nicht 
vom Europäischen Gerichtshof entschieden und in 
der wissenschaftlichen Literatur umstritten ist sieht 
sie? der Senat gern. Art. 177 Abs. 3 EWG.Vertr~g ver­
pflichtet, den europäischen Gerichtshof im Wege der 
Vorabentscheidung mit folgenden Fragen anzurufen: 

l. I t Art. 2 Abs. 4 der Richtlinie de Rates der 
Europäischen Gemeinschaften 76/207 /EWG zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand­
lung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zu­
gangs zur Be chäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeits­
bedingungen vom 9. Februar 1976 dahin auszulegen, 
daß von ihm auch gesetzli~_he Regelungen gedeckt 
w~rd_en, ?ach denen bei der Ubertragung einer Tätig­
keit m einer höheren Vergütungsgruppe Frauen bei 
gleicher Qualifikation wie ihre männlichen Mitbe­
werber vorrangig zu berücksichtigen sind, wenn 
Frauen unterrepräsentiert sind, wobei eine Unterre­
präsenation vorliegt, wenn in den einzelnen Vergü­
tungsgruppen der jeweiligen Personalgruppe einer 
Dien tstelle nicht mindestens zur Hälfte Frauen ver­
treten sind und dies auch für die nach dem Geschäfts­
verteilungsplan vorgesehenen Funktionsebenen gilt? 

2. Wenn Frage 1 verneint wird: Ist Art. 2 Abs. 1 
der Richtlinie des Rates der Europäi chen Gemein­
schaften 76/207 /EWG unter Berück ichtigung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes dahin auszulegen, 
daß gesetzliche tegelungen unanwendbar sind, nach 
denen bei der Ubertragung einer 1:ätigkeit in einer 
höheren Vergütungsgruppe Frauen bei gleicher 
Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber vor­
rangig zu berücksichtigen sind, wenn Frauen unter­
repräsentiert sind, wobei eine Unterrepräsentation 
vorliegt, wenn in den einzelnen Vergütungsgruppen 
der jeweiligen Personalgruppe einer Dienststelle 
nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind 
und dies auch für die nach dem Geschäftsvertei­
lungsplan vorgesehenen Funktionsebenen gilt. 

Siehe auch nachstehend das der Entscheidung zu­
grunde liegende Urteil des LAG Bremen. 


